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VORWORT 

 

Liebe Leserinnen und Leser, liebe Mistreiterinnen 

und Mitstreiter,  

häufig erreichen mich Nachfragen, wie sich Bürg e-

rinnen und Bürger, Nichtregierungsorganisationen 

in konkreten Planungsverfahren einbringen kö n-

nen. Die vorliegende Studie zur Öffentlichkeitsb e-

teiligung von Rechtsanwalt Karsten Sommer im 

Auftrag der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 

Grünen soll den ersten Schritt in den Paragrafe n-

dschungel erleichtern. Sie gibt  einen Überblick 

über Verfahren und gesetzliche Grundlagen, j e-

weilige Einflussmöglichkeiten für BürgerInn en und 

Nichtregierungsorganisatio nen. Sie ist darüber 

hinaus eine Handreichung für die Bundespolitik, 

betroffene Bürgerinnen, Naturschutz -  und Um-

weltvereinigungen und PolitikerInnen auf ko m-

munaler und Landesebene. Die Studie verdeutlicht 

die erheblichen Mä ngel der Öffentlichkeitsbeteil i-

gung im Planungsrecht . Ich hoffe, dass sie eine 

wertvolle Grundlage für die Entwicklung detaillie r-

ter Visionen und Forderungen zur künftigen Ö f-

fentlichkeitsbeteiligung im Planungsrecht. Die 

Forderungen der Bundestagsfraktion von Bündnis 

90/Die Grünen zur Reformierung des Planungs-

rechts wurden neben der Studie ebenfalls  in di e-

sen Reader aufgenommen.  

Ich würde mich sehr über Anregungen und Hi n-

weise zur Studie wie auch zum Fraktionsbeschluss 

freuen. In der Hoffnung auf einen fruc htbaren 

Dialog mit Ihnen und Euch  
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STUDIE: ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG IM PLANUNGS-

RECHT ˠMIT BÜRGERINNEN UND BÜRGERN PLANEN  ˞

KARSTEN SOMMER, RECHTSANWALT, AUGUST 2013 

 

AUFGABENSTELLUNG  

Die Bundestagsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen 

hat den Verfasser mit dem Erstellen einer Studie 

unter dem Titel ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG IM PLANUNGSRECHT 

-  ˠMIT BÜRGERINNEN UND BÜRGERN PLANEN˞ beauftragt. Es 

soll ein Überblick über die Öffentlichkeitsbeteil i-

gung im Planungsrecht der  Bundesrepublik 

Deutschland gegeben werden, der es u.a. den 

Mitgliedern der Fraktion und deren Mitarbeiteri n-

nen und Mitarbeitern ermöglicht, sich schnell und 

ohne allzu großen (zusätzlichen) Aufwand in der 

Vielzahl planungsrechtlicher Vorgaben zurecht zu 

finden. Nicht zuletzt soll es als Handbuch für die 

Bürgerinnen und Bürger nutzbar sein.  

Die Studie ist breit angelegt. Sie soll ein möglichst 

großes Spektrum von Planungsverfahren und de-

ren jeweiligen Beteiligungsvorschriften auf mö g-

lichst übersichtliche Weise erfassen. Gegenstand 

der Studie ist nach dem Leistungsverzeichnis: 

¶ Informationsrechte  

¶ Übersicht über Verwaltungsverfahren 

¶ Planfeststellungsverfahren und Umwel t-

verträglichkeitsprüfung  ̆ Ablauf, Beteil i-

gungsmöglichkeiten, rechtliche Überpr ü-

fung 

¶ immissionsschutzrechtliche Genehmigun-

gen  ̆ Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, 

rechtliche Überprüfung  

¶ Bebauungsplan und Flächennutzungsplan 

-  Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, 

rechtliche Überprüfung  

¶ Weitere Planwerke nach Baurecht: Int e-

grierte Stadtentwicklungskon zepte, Stadt-

entwicklungspläne, Städtebauförderung -  

Ablauf, Beteiligungsmöglichkeiten, rechtl i-

che Überprüfung 

¶ bergrechtliche Verfahren -  Ablauf, Beteil i-

gungsmöglichkeiten, rechtliche Überpr ü-

fung 

¶ Raumordnungsverfahren -  Ablauf, Beteil i-

gungsmöglichkeiten, re chtliche Überprü-

fung 

¶ weitere Instrumente: Umweltstrafrecht, 

Fachaufsichtsbeschwerde, Dienstaufsichts-

beschwerde 

 
Soweit Landesrecht in die Betrachtungen einzub e-

ziehen ist, erfolgt die Darstellung beispielhaft a n-

hand einzelner landesrechtlicher Vorgaben. Die  

Einbeziehung aller landesrechtlichen Vorgaben ist 

im gegebenen Rahmen nicht möglich.  

 

Um die für die Handhabung erforderliche Übe r-

sichtlichkeit herzustellen, wird die Studie unte r-

gliedert in  

ü einen allgemeinen Teil  (Darstellung von 

für alle Verfahren relevanten Aspekten, 

besonders Informationsrechte, Öffentlic h-

keitsbeteiligung in Verwaltungsverfahren s-

gesetz und Fachgesetzen, neue Entwick-

lungen durch das Gesetz zur Verbesserung 

der Öffentlichkeitsbeteiligung und Vere in-

heitlichung von Planfeststellungsverfahren 

(PlVereinhG), Rechtsschutzmöglichkeiten), 

ü eine tabellarische Darstellung  als Über-

blick über die Öffentlichkeitsbeteiligung in 

den einzelnen Verfahren und zum Nach-

schlagen der einschlägigen Vorschriften, 

ü eine Kurzdarstellung der jeweiligen Ve r-

fahrensabläufe  mit dem Schwerpunkt ˠÖf-

fentlichkeitsbeteiligung˞ unter Einbezie-

hung der Beteiligung der Umweltverbände 

und der Rechtsschutzmöglichkeiten sowie  

ü eine Darstellung  weiterer  in Planungsver-

fahren möglicherweise re levanter Ein-

flussmöglichkeiten  der Öffentlichkeit (B e-

schwerden, Anzeigen etc.)  
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EINLEITUNG 

Die Erarbeitung von Vorschriften und kommunalen 

Satzungen, von Landesentwicklungsplänen und 

Regionalplänen, von Flächennutzungsplänen und 

Bebauungsplänen durch die Kommunen, die Pl a-

nung und Zulassung von kleineren und größeren 

Vorhaben in Planfeststellungsverfahren, Plang e-

nehmigungsverfahren, immissionsschutzrechtl i-

chen, abfallrechtlichen, wasserrechtlichen, ba u-

rechtlichen oder auch naturschutzrechtlichen Ve r-

fahren  ̆alle haben früher oder später mit solchen 

Sachverhalten zu tun und fragen sich, welche 

Möglichkeiten sie haben, ihre Interessen und ihre 

Vorstellungen in die Verfahren einzubringen und 

was sie tun müssen, um ihre Rechte nicht zu ve r-

lieren. Besonders bei konfliktträchtigen Planungen 

und Genehmigungen werden die Abgeordneten in 

Bund, Ländern und Kommunen um Rat gefragt 

und um Unterstützung gebeten. Angesichts der 

Vielzahl von Planungs-  und Genehmigungsverfah-

ren und der Vielzahl von Vorschriften, die den 

Verfahren zugrunde liegen, fällt auch den Abg e-

ordneten die Orientierung manches Mal schwer.  

Mit dieser Studie soll ein Überblick über die Vie l-

zahl der Verfahren unter dem Blickwinkel der Ö f-

fentlichkeitsbet eiligung verschafft werden.  

In politischen Diskussionen wird häufig der Öffen t-

lichkeitsbeteiligung die (Mit - )Schuld an der teils 

enorm langen Dauer von Planungs-  und Genehmi-

gungsverfahren in Deutschland gegeben. Der 

Überblick über viele Planungs-  und Genehmi-

gungsverfahren unter dem Blickwinkel der Öffen t-

lichkeitsbeteiligung ermöglicht zugleich eine B e-

wertung der Vorschriften zur Öffentlichkeitsbeteil i-

gung,  ihrer Bedeutung und Dauer nach den g e-

setzlichen Vorgaben und ihres Anteils an den lang 

dauernden Verfahren. 
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1. ALLGEMEINER TEIL 

ALLGEMEIN ZUR ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG IN PLANUNGS-  UND GENEHMI-  

GUNGSVERFAHREN 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs -  und Genehmigungsverfahren ist in einer Reihe von Vorschriften 

geregelt. Einige prägende Eigenarten werden im Folgenden dargestellt.  

¶ Das deutsche Recht kennt Planungsverfahren, Zulassungsverfahren und Verfahren, die sowohl Pla-

nung, wie auch Zulassung sind. Planungsverfahren sind etwa die Aufstellung von Raumordnungspl ä-

nen, von Landes-  und Regionalplänen, von Flächennutzungs -  und Bebauungsplänen (kommunale 

Bauleitplanung), Nahverkehrsplänen, wasserrechtlichen Maßnahmenprogrammen und Bewirtscha f-

tungsplänen. Zulassungsverfahren sind etwa die Erteilung einer Baugenehmigung, einer wasserrech t-

lichen oder immissionsschutzrechtliche n Genehmigung. Planfeststellungsverfahren, wie sie für den 

Neu-  und Ausbau von Infrastruktur (Straßen, Bahnstrecken, Wasserstraßen, Flughäfen u.a.) häufig e r-

forderlich sind, sind Planungs -  und Zulassungsverfahren. Planungsentscheidungen sind stets durch 

eine Abwägung aller im Einzelfall relevanten Belange (Interessen) gekennzeichnet. Bei Zulassungsent-

scheidungen ist das unterschiedlich: Im Rahmen der Erteilung einer Baugenehmigung oder einer i m-

missionsschutzrechtlichen Genehmigung findet eine Abwägung nicht  statt. Die Genehmigung ist 

grundsätzlich zu erteilen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.  

¶ Manche Planungs-  und Zulassungsentscheidung enthält zugleich alle sonst für das Vorhaben erfo r-

derlichen Zulassungen, typischerweise etwa der Planfeststellungbeschluss (sogen. Konzentrationswi r-

kung). Andere Zulassungen, Genehmigungen etc. sind dann nicht mehr erforderlich, sondern mit dem 

Planfeststellungsbeschluss bereits erteilt. Die Genehmigungsvoraussetzungen  ̆etwa für den Eingriff 

in Natur und Landschaft, für eine Waldumwandlung etc.  ̆müssen aber im Rahmen der Planfeststel-

lung geprüft werden.  

¶ Vorrang des Fachrechts bzw. Fachplanungsrechts:  Das Fachrecht oder Fachplanungsrecht regelt je-

weils bereichsspezifisch entweder die Öffentlichkeitsbeteiligung v ollständig oder es regelt Besonder-

heiten für das jeweilige Verfahren und verweist im Übrigen auf das allgemeine Verfahrensrecht, r e-

gelmäßig das Verwaltungsverfahrensgesetz. Es gilt der Grundsatz, dass die spezielleren Regelungen 

der Fachgesetze den allgemeineren Regelungen der Verwaltungsverfahrensgesetze vorgehen. Enthal-

ten die spezielleren Vorschriften keine einschlägige Vorgabe, ist das allgemeinere Verwaltungsverfa h-

rensrecht anwendbar.  

 

Beispiel: Der Neubau oder Ausbau einer Autobahn ist in § 17 und §§ 17a  ̆17e des Bun-

desfernstraßengesetzes geregelt, die wiederum auf die §§ 72  ̆78 des Verwaltungsver-

fahrensgesetzes (VwVfG) verweisen. Letzteres sind die allgemeinen Regelungen des VwVfG 

über das Planfeststellungsverfahren, ein für Neu -  und Ausbau von Autobahnen grun d-

sätzlich erforderliches förmliches Planungs -  und Zulassungsverfahren. Zu diesen allge-

meinen Regelungen enthalten die §§ 17a  ̆17e FStrG wiederum Spezialregelungen, die 

den allgemeinen Regelungen der §§ 72  ̆78 VwVfG vorgehen. Die Vorschriften sind daher 

nebeneinander zu lesen. Wo immer das FStrG Regelungen enthält, ist dieses anzuwen-

den, nich t das VwVfG. 
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Beispiel: Das Planfeststellungsverfahren für den Neu-  und Ausbau von Autobahnen 

wird von den Landesbehörden geführt. Es gilt grundsätzlich das Landes -

Verwaltungsverfahrensgesetz, das allerdings regelmäßig auf das VwVfG des Bundes ver-

weist oder gleiche Regelungen enthält, so dass Autobahnplanfeststellungsverfahren 

regelmäßig nach den gleichen Vorgaben geführt werden.  

¶ Verwaltungsverfahrensgesetze (kurz: VwVfG) gibt es für den Bund und für jedes einzelne Bundesland. 

Das VwVfG des Bundes gilt für Verwaltungsverfahren der Bundesbehörden (z.B. Eisenbahn-

Bundesamt, Bundeswasserstraßenverwaltung). Für die Verwaltungsverfahren, die von Landes -  und 

Kommunalbehörden in den einzelnen Bundesländern durchgeführt werden, gilt das VwVfG des jewe i-

ligen Bundeslandes.  

¶ Die maßgeblichen Vorgaben der Fachgesetze werden in den Darstellungen zu den einzelnen Verfahren 

dargestellt.  

¶ Aus den VwVfG seien einige allgemeine und für das Verhältnis von Verfahrensbeteiligten und verfa h-

rensführender Behörde grundlegend bedeutsame Regelungen noch erwähnt:  

§ 10 VwVfG Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahr ens 

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit keine besonderen 

Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens bestehen. Es ist einfach, zweckmäßig und zügig durch-

zuführen.  

§ 21 VwVfG Besorgnis der Befangenheit 

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu 

rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so 

hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden soll, den L eiter der Behörde 

oder den von diesem Beauftragten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu 

enthalten. ˤ 

§ 24 VwVfG Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der Ermi tt-

lungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden.  

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen U m-

stände zu berücksichtigen.  

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zuständigkeit s-

bereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in der Sache für u n-

zulässig oder unbegründet hält.  

§ 25 VwVfG Beratung, Auskunft  

(1) Die Behörde soll die Abgabe von Erklärungen, die Stellung von Anträgen oder die Berichtigung von 

Erklärungen oder Anträgen anregen, wenn diese offensichtlich nur versehentlich oder aus Unkenntnis 

unterblieben oder unrichtig abgegeben oder gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erford erlich, 

Auskunft über die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte und die ihnen obli e-

genden Pflichten.  
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§ 29 VwVfG Akteneinsicht durch Beteiligte  

(1) Die Behörde hat den Beteiligten  Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, soweit 

deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 

gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten 

zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. Soweit nach den §§ 17 und 18 eine Vertretung stattfindet, haben nur 

die Vertreter Anspruch auf Akteneinsicht.  

(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit dur ch sie die ordnungsge-

mäße Erfüllung der Aufgaben der Behörde beeinträchtigt, das Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem 

Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder soweit die Vorgänge nach einem Gesetz 

oder ihrem Wesen nach, namentlich  wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Pers o-

nen, geheim gehalten werden müssen.  

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht auch bei 

einer anderen Behörde oder bei einer diplo matischen oder berufskonsularischen Vertretung der Bundesr e-

publik Deutschland im Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen kann die Behörde, die die Akten führt, g e-

statten.  

 

BEDEUTUNG DER AARHUS- KONVENTION FÜR DIE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 

Mit der Aarhus- Konvention haben sich die Mitgliedstaaten der EU auf Mindeststandards für die drei Bereiche  

verständigt:  

ü Zugang zu Umweltinformationen  

ü Öffentlichkeitsbeteiligung und  

ü Zugang zu den Gerichten    

 

Der Europäische Gerichtshof hat in einem Urteil vom 8.3.2011  ̆C- 240.09 -  entschieden, dass die Gerichte 

der Mitgliedstaaten gehalten sind,  

dɣas Verfahrensrecht in Bezug auf die Voraussetzungen, die für die Einleitung eines verwaltungsbehördl i-

chen oder gerichtlichen Überprüfungsverfahrens vorliegen müssen, so weit wie mög lich im Einklang s o-

wohl mit den Zielen von Art.  9 Abs. 3 dieses Übereinkommens als auch mit dem Ziel eines effektiven ge-

richtlichen Rechtsschutzes für die durch das Unionsrecht verliehenen Rechte auszulegen, um es einer Um-

weltschutzvereinigung zu ermöglich en, eine Entscheidung, die am Ende eines Verwaltungsverfahrens er-

gangen ist, das möglicherweise im Widerspruch zum Umweltrecht der Union steht, vor einem Gericht a n-

zufechten.˞ 

In Deutschland wurden die drei sogenannten Säulen der Aarhus - Konvention  ̆das Recht auf Umweltinform a-

tion, die Öffentlichkeitsbeteiligung bei bestimmten Tätigkeiten und der Zugang zu den Gerichten -  in dem 

Umweltinformationsgesetz vom 22.12.2004, dem Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz vom 9.12.2006 und dem 

Umweltrechtsbehelfsgesetz vom 7.12.2006 umgesetzt. Dass das Umweltrechtsbehelfsgesetz den Rechtsschutz 

unzulässig eingeschränkt hat, ist inzwischen entschieden und das Gesetz geändert.  

Noch immer hat die Aarhus- Konvention entscheidende Auswirkungen auf die Auslegung und Anwendung 

auch des deutschen Rechts: 

¶ Eine Reihe nationaler Gerichte haben zwischenzeitlich eine Klagebefugnis insbesondere von Umweltve r-

bänden aus Art.9 Abs.3 der Aarhus- Konvention abgeleitet (vgl. HessVGH, Beschluss vom 14. Mai 2012,  
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NUR 2012, 493 ff, der allgemein a uf das Aarhus- Übereinkommen Bezug nimmt.; VG Wiesbaden, Urteile 

vom 10. Oktober 2011  ̆4 K 757/11.WI  ̆und vom 16. August 2012  ̆4 K 165/12.WI  ̆ jeweils juris; VG 

München, Urteil vom 09. Oktober 2012  ̆ M 1 K 12.1046  ̆ juris; OVG Rheinland- Pfalz, Beschluss vom 

6.2.2013 -  1 B 11266/12 - ; VG Augsburg vom 13.2.2013 -  Au 2 S 13.143 - ; vgl. auch Berkemann, Die 

unionsrechtliche Umweltverbandsklage des EuGH, DVBl. 2011, 1253 ff.).  

¶ Es bleibt in jedem Einzelfall zu prüfen, ob dort, wo das nationale Recht keine hinreichende Information, 

keine hinreichende Öffentlichkeitsbeteiligung und/oder keinen hinreichenden Zugang zu den Gerichten 

gewährt, weitere Ansprüche aus der Aarhus- Konvention abzuleiten sind. Zu prüfen ist, ob die Mindestvo r-

gaben des Art.6 der Aarhus- Konvention eingehalten sind:  

ˠArtikel 6 Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungen über bestimmte Tätigkeiten  

(1) Jede Vertragspartei  

a) wendet diesen Artikel bei Entscheidungen darüber an, ob die in Anhang I aufgeführten geplanten Täti g-

keiten zugelassen werden;  

b) wendet diesen Artikel in Übereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht auch bei Entscheidungen 

über nicht in Anhang I aufgeführte geplante Tätigkeite n an, die eine erhebliche Auswirkung auf die U m-

welt haben können. Zu diesem Zweck bestimmen die Vertragsparteien, ob dieser Artikel Anwendung auf 

eine derartige geplante Tätigkeit findet; ˤ 

(2) Die betroffene Öffentlichkeit wird im Rahmen umweltbezogener E ntscheidungsverfahren je nach 

Zweckmäßigkeit durch öffentliche Bekanntmachung oder Einzelnen gegenüber in sachgerechter, rechtze i-

tiger und effektiver Weise frühzeitig unter anderem über folgendes informiert:  

a) die geplante Tätigkeit und den Antrag, über den eine Entscheidung gefällt wird;  

b) die Art möglicher Entscheidungen oder den Entscheidungsentwurf;  

c) die für die Entscheidung zuständige Behörde;  

d) das vorgesehene Verfahren, einschließlich der folgenden Informationen, falls und sobald diese zur V er-

fügung gestellt werden können:  

i) Beginn des Verfahrens;  

ii) Möglichkeiten der Öffentlichkeit, sich zu beteiligen;  

iii) Zeit und Ort vorgesehener öffentlicher Anhörungen;  

iv) Angabe der Behörde, von der relevante Informationen zu erhalten sind, und d es Ortes, an dem die Öf-

fentlichkeit Einsicht in die relevanten Informationen nehmen kann;  

v) Angabe der zuständigen Behörde oder der sonstigen amtlichen Stelle, bei der Stellungnahmen oder Fr a-

gen eingereicht werden können, sowie der dafür vorgesehenen Fri sten und  

vi) Angaben darüber, welche für die geplante Tätigkeit relevanten Informationen über die Umwelt verfü g-

bar sind;  

e) die Tatsache, dass die Tätigkeit einem nationalen oder grenzüberschreitenden Verfahren zur Umweltve r-

träglichkeitsprüfung unterliegt .  

http://www.juris.de/jportal/portal/t/1woa/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=5&numberofresults=212&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE120000715&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1woa/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=5&numberofresults=212&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE120000715&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1woa/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=5&numberofresults=212&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE120003827&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1woa/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=5&numberofresults=212&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE120004299&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.juris.de/jportal/portal/t/1woa/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=5&numberofresults=212&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE120004299&doc.part=K&doc.price=0.0#focuspoint
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(3) Die Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung sehen jeweils einen angemessenen zeitlichen Rahmen für 

die verschiedenen Phasen vor, damit ausreichend Zeit zur Verfügung steht, um die Öffentlichkeit nach A b-

satz 2 zu informieren, und damit der Öffentlic hkeit ausreichend Zeit zur effektiven Vorbereitung und B e-

teiligung während des umweltbezogenen Entscheidungsverfahrens gegeben wird.  

(4) Jede Vertragspartei sorgt für eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Zeitpunkt, zu dem alle 

Optionen noch offen sind und eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden kann.˞ 

 

INFORMATIONSRECHTE 

Umfassende Informationen sind die Grundlage, um die Öffentlichkeit in Planungs -  und Genehmigungsverfah-

ren effektiv beteiligen, den Beteiligten und Betroffenen  zu ermöglichen, die eigene Meinung zu bilden und 

qualifiziert zu vertreten. Die behördliche Praxis im Umgang mit Informationen und Informationsanträgen aus 

der Bevölkerung und auch von Abgeordneten ist sehr unterschiedlich. Noch immer spielt die Unsicherh eit, ob 

Informationen offengelegt werden dürfen, eine große Rolle beim häufig restriktiven Umgang von Behörden 

mit Informationen. Andere kennen und respektieren die gesetzlich garantierten Informationsrechte der Bü r-

gerinnen und Bürger und Verbände und gewä hren die Informationen auch zügig und zweckmäßig.  

Grundsätzlich sollten Informationen , die nicht allgemein verfügbar sind oder durch Einsicht vor Ort ohne 

weiteres zu beschaffen, bei den jeweils über die Information verfügenden Behörden und sonstigen Stell en 

schriftlich beantragt  und der Schriftwechsel zu Dokumentationszwecken (sollte es später zum Streit kommen) 

aufbewahrt werden . 

Die beste Möglichkeit, in Planungsunterlagen Einsicht zu nehmen, ist während der Auslegungsfristen. Zu di e-

ser Zeit werden zumindest die wichtigsten Unterlagen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. In diese, aber 

auch den allergrößten Teil der weiteren Unterlagen kann Einsicht (oder auch die Überlassung von Ablichtu n-

gen) verlangt werden, wobei die Informationsrechte in Deutschland  auf eine ganze Reihe von Gesetzen ver-

teilt sind. Von Bedeutung sind insbesondere:  

V Das Umweltinformationsgesetz  regelt die Gewährung von Umweltinformationen durch Bundesbehö r-

den (wie dem Eisenbahn - Bundesamt, der Bundeswasserstraßenverwaltung etc). Die Länder haben 

entsprechende Gesetze für den Zugang zu Informationen der Landes-  und Kommunalbehörden, die in 

vielen Fällen im Wesentlichen auf das Umweltinformationsgesetz des Bundes verweisen. Inhalt und 

Verfahren werden noch genauer dargestellt.  

V Informationsa nsprüche nach den  Umweltinformationsgesetzen gehen allgemeinen Informationsa n-

sprüchen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen 

des Bundes (Informationsfreiheitsgesetz  ̆IFG vom 5. September 2005, BGBl. I S. 2722) vor, das wi e-

derum das Erlangen von Informationen, die nicht Umweltinformationen sind, von Bundesbehörden 

regelt und neben den Informationsfreiheitsgesetzen der Länder steht, die den Informationszugang 

bei Landes-  und Kommunalbehörden regeln. In Bund un d Ländern sind jeweils die Datenschutzb e-

auftragten auch zu Beauftragten für die Informationsfreiheit gemacht worden, die auf ihren Interne t-

seiten (für den Bundesbeauftragten www.bfdi.bund.de ) Informationen zur Informat ionsfreiheit ve r-

öffentlichen. Verfahren und Ablehnungsgründe sind im IFG dem UIG nachgebildet. Antragsformulare 

hält etwa die Bremer Landesbeauftragte auf Ihrer Internetseite bereit: 

http://www.informationsfreiheit.bremen.de/sixcms/media.php/13/Antragsform ular_IFG.pdf 

V Geodaten werden nach dem Gesetz über den Zugang zu digitalen Geodaten (Geodatenzugangsgesetz 

 ̆GeoZG; Geodatenzugangsgesetz vom 10. Februar 2009 (BGBl. I S. 278), das durch Artikel 1 des Ge-

http://www.bfdi.bund.de/
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setzes vom 7. November 2012 geändert worden ist und de r Umsetzung der Richtlinie 2007/2/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur Schaffung einer Geodateninfrastruktur 

in der Europäischen Gemeinschaft (INSPIRE- Richtlinie) (ABl. L 108 vom 25.4.2007, S. 1) in deutsches 

Recht dient) öffentlich zur Verfügung gestellt. Geodaten sind alle Daten mit direktem oder indirektem 

Bezug zu einem bestimmten Standort oder geografischen Gebiet (§ 3 Abs.1 GeoZG).  Das GeoZG regelt 

u.a. die Einrichtung eines öffentlich über das Internet zugänglichen Geod atenportals und die Mi n-

destanforderungen an die Informationsmöglichkeiten über das Portal. Das vom Bundesamt für Kart o-

grafie und Geodäsie geführte Geoportal des Bundes ist über http//: geoportal.bkg. bund .de aufzuru-

fen. Alle Bundesländer verfügen über entsprechende Regelungen und Internetpräsenzen. Da die Da-

ten allgemein über das Internet zugänglich sind, bedarf es keiner Antragsverfahren. Beschränkungen 

des Datenzugangs sind nach Maßgabe von § 12 GeoZG zum Schutz bestimmter öffentlicher und priva-

ter In teressen möglich. 

V Daneben stehen bereichsspezifische Regelungen wie das Verbraucherinformationsgesetz (Gesetz zur 

Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation, Verbraucherinformationsgesetz, 

VIG, in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2166, 2725)".  

V Vereinzelt haben auch schon Gemeinden eigene Informationszugangssatzungen erlassen (vgl. etwa 

Satzung zur Regelung des Zugangs zu Informationen in weisungsfreien Angelegenheiten der Stadt 

Leipzig -  Informationsfreiheits satzung (IFS) vom 12. 12. 2012, Leipziger ABl Nr. 2 vom 26. 1. 2013).  

V Schließlich sind auch im allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht Informationsrechte verankert, etwa 

in § 29 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)(im Wortlaut soeben wiedergegeben). 

Nach dem IFG und den entsprechenden landesrechtlichen Regelungen hat jede Bürgerin und jeder Bürger das 

Recht, unabhängig von eigener Betroffenheit die Akten von Behörden und Einrichtungen des Bundes bzw. 

des jeweiligen Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände e inzusehen. Dies gilt regelmäßig, soweit nicht 

überwiegende öffentliche oder private Interessen nach den jeweils im Gesetz angeführten Gründen entg e-

genstehen oder andere Rechtsvorschriften bereichsspezifische Regelungen für einen unbeschränkten Perso-

nenkrei s enthalten. Insbesondere das Umweltinformationsgesetz enthält für die Information im Zusamme n-

hang mit umweltrelevanten Vorhaben und Planungen regelmäßig vorrangige Regelungen. Soweit andere R e-

gelungen nicht vorgehen, muss das Recht auf Akteneinsicht bzw. Information in der Regel bei der aktenfü h-

renden Behörde beantragt werden. Auskünfte zur Akteneinsicht und Information erteilen die Büros der La n-

desbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit (siehe etwa: http: //www.lda.brandenburg.de ). Die 

Beauftragten sind mit ihren informativen Internetpräsenzen nicht nur wichtige Informationsquelle zum I n-

formationszugang. Sie sind zugleich auch Beschwerdestelle, wenn Informationen nicht oder nicht in der g e-

setzlich vorgesehenen Form gewährt werden.  

Das im Bereich von Planungs-  und Genehmigungsverfahren für umweltrelevante Vorhaben wichtigste Gesetz 

ist das Umweltinformationsgesetz (UIG). Die Umweltinformations - Richtlinie der EU (RL 90/313/EWG) begrün-

dete 1990 einen fr eien Zugang zu Umweltinformationen. Nachdem die Umsetzung in Deutschland mit dem 

Umweltinformationsgesetz (UIG) 1994 vom Europäischen Gerichtshof mehrfach als europarechtswidrig bea n-

standet wurde, wurde das UIG 2001 geändert und schließlich in Umsetzung de r Aarhus- Konvention und der 

neuen Umweltinformations - Richtlinie 2003/4/EG im Jahre 2004 neu gefasst. Dabei hat der Bund sein U m-

weltinformationsgesetz auf informationspflichtige Stellen des Bundes (Verwaltung und Privatpersonen, soweit 

sie umweltbezogene öf fentliche Aufgaben wahrnehmen/Dienstleistungen erbringen, wie z.B. die Unterne h-

men der Deutschen Bahn) beschränkt. Die Länder haben daher seit einigen Jahren eigene Umweltinformat i-

onsgesetze, die aber häufig im Wesentlichen auf das Umweltinformationsgesetz  des Bundes verweisen oder 

diesem nachgebildet sind. Soweit es sich um Umweltinformationen handelt, sind die allgemeineren Inform a-

tionsfreiheitsgesetze nicht anwendbar. Zweck der Umweltinformationsgesetze ist es, den freien Zugang zu 

http://www.lda.brandenburg.de/
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den bei den Behö rden vorhandenen Info rmationen über die U mwelt sowie die Verbreitung dieser Informati o-

nen zu gewährleisten und die grundlegenden Voraussetzungen festzulegen, unter denen derartige Informat i-

onen zugänglich zu machen sind. Es können prinzipiell alle Privatpersonen , Vereine, Bürgerinitiativen etc. 

Anträge bei einer mit Umweltaufgaben betrauten Behörde stellen. Der Antrag muss so konkret gestellt we r-

den, dass die Behörde erkennen kann, welche Unterlagen notwendig sind. Diese können zum Beispiel Gu t-

achten, Stellungnah men, Umweltdaten oder Unterlagen zu geplanten oder durchgeführten Maßnahmen sein. 

Der Antragsteller kann wählen, in welcher Form (durch Akteneinsicht, als Kopie oder digital) er die Informat i-

onen erhalten möchte, sofern dies für die Behörde möglich ist und  nicht unzumutbaren Aufwand erzeugt. Es 

können Gebühren erhoben werden, deren (voraussichtliche) Höhe bei der zuständigen Behörde erfragt we r-

den kann. Eine ˠKurzanleitung für die Informationsbeschaffung nach UIG˞ gibt die folgende Übersicht:  
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NEUE ENTWICKLUNG: DIE FRÜHE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG NACH DEM 

PLVEREINHG 

Mit dem ˠGesetz zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungs-

verfahren  ̆PlVereinhG˞1 wurde 2013 eine neu e ˠfrühe Öffentlichkeitsbeteiligung˞ eingeführt. 

DIE FRÜHE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 

Geregelt ist die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung in § 25 Abs.3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), der 

nunmehr wie folgt lautet:  

 ˠ(3) Die Behörde wirkt darauf hin, dass der Träger bei der Planung von Vorhaben, die nicht nur unwe-

sentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten haben können, die betroffene  

Öffentlichkeit frühzeitig ü ber die Ziele des Vorhabens, die Mittel, es zu verwirklichen, und die voraus -

sichtlichen Auswirkungen des Vorhabens unterrichtet (frühe Öffentlichkeitsbeteiligung). Die frühe Öffen t-

lichkeitsbeteiligung soll möglichst bereits vor Stellung eines Antrags stat tfinden. Der betroffenen Öffen t-

lichkeit soll Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung gegeben werden. Das Ergebnis der vor Antra g-

stellung durchgeführten frühen Öffentlichkeitsbeteiligung soll der Behörde spätestens mit der Antrag -

stellung, im Übrigen un verzüglich mitgeteilt werden. ...˞ 

Die Regelung gilt für die von Bundesbehörden geführten Verfahren und in den Ländern, deren Verwaltung s-

verfahrensgesetze die Regelung übernehmen oder auf das VwVfG des Bundes verweisen. 

Zentrale Elemente der frühen Öffentl ichkeitsbeteiligung sind  

¶ der weite Anwendungsbereich auf ˠVorhaben, die nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die Be-

lange einer größeren Zahl von Dritten haben können˞, 

¶ die Durchführung durch den Vorhabensträger,  

¶ die möglichst frühe Information der Öffe ntlichkeit über Ziele des Vorhabens, Mittel, sie zu erreichen 

und die Auswirkungen,  

¶ die Gelegenheit der Öffentlichkeit zur Äußerung und Erörterung,  

¶ die Unverbindlichkeit: das Ergebnis soll der zuständigen Behörde lediglich mitgeteilt werden.  

 

Nicht zuletzt  wegen der Durchführung durch den Vorhabenträger, einer fehlenden inhaltlichen Bestimmung 

der Mindest- Informationen, die die Öffentlichkeit zur Beteiligung erhält und der Unverbindlichkeit der Erge b-

nisse der Beteiligung im eigentlichen Zulassungsverfahren wird die Bedeutung der neuen Vorschrift als eher 

gering eingeschätzt.  

DIE ˠAUSLEGUNG˞ VON PLANUNTERLAGEN IM INTERNET 

Neu ist die Vorschrift des § 27a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), nach der die Behörde Bekannt-

machungen und Planunterlagen auch im Internet zur Verfügung stellen sollen. Das ˠSollen˞ begründet eine 

Verpflichtung für den Regelfall. Nur ausnahmsweise werden danach seit Inkrafttreten der Gesetzesänderung 

Anfang Juni 2013 die verfahrensführenden Behörden auf eine Bekanntmachung auszule gender Planunterl a-

gen auch über das Internet verzichten können. Die gesetzliche Verankerung der schon bisher von vielen Pl a-

nungsbehörden geübten Praxis stellt eine erhebliche Erleichterung besonders für Planbetroffene und Umwel t-

 

1 Gesetz zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG) vom 
31.5.2013,  BGBl. I S.1388.  
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verbände dar, die bisher noc h in sehr vielen Fällen auf die Einsicht in Planunterlagen während der häufig 

kurzen Öffnungszeiten der Verwaltung angewiesen waren. Die Internetseite, auf der die Unterlagen einzu -

sehen sind, ist in der öffentlichen Bekanntmachung der Auslegung der Planun terlagen anzugeben (vgl.  

§ 27a Abs.2 VwVfG). 

HINWEISE ZUR BETEILIGUNG IN PLANUNGS-  UND ZULASSUNGSVERFAHREN 

In vielen Verwaltungsverfahren droht den Bürgerinnen und Bürgern der Ausschluss von Einwendungen , die 

nicht oder nicht innerhalb der bekannt gemachten Einwendungsfristen erhoben wurden (sogen. Präklusion). 

Eine Einwendung bzw. Stellungnahme muss daher  

¶ formgerecht  und  

¶ fristgerecht  sein, 

um den Betroffenen ihre Rechte im Weiteren Planungs-  oder Zulassungsverfahren und in einem evtl.  

nachfolgenden gerichtlichen Verfahren zu erhalten.  

Formgerecht bedeutet hier inhaltlich ausreichend. Die Verwaltungsgerichte differenzieren:  

¶ An eine sogen. ˠLaien-Einwendung˞, die Einwendung der nicht anwaltlich vertretenen Bürgerin, 

werden geringere Anforderungen gestellt. So müssen Laien Naturschutzbelange zumindest erwähnt 

haben, um sie später auch in einem gerichtlichen Verfahren noch mit Aussichten auf Erfolg vortragen 

zu können. Andererseits verlangen Gerichte aber auch, dass der Bürger in seiner Einwendung konkr et 

vorträgt, wenn etwa sein Außenwohnbereich in der schalltechnischen Untersuchung nicht berechnet 

wurde oder ein Stockwerk des Hauses bei der Berechnung übersehen wurde, also eine bis ins Detail 

gehende Auseinandersetzung mit den Fachgutachten. Das führt zu erheblichen Unsicherheiten dar ü-

ber, was die sogen. Laien in ihrer Einwendung vortragen müssen.  

¶ Ist ein Bürger anwaltlich beraten und vertreten, werden höhere Anforderungen an die Einwendung 

gestellt. da die Gerichte auch hier stets nur im Einzelfall un d nicht einheitlich entscheiden, besteht 

auch hier einige Unsicherheit darüber, wie intensiv die Auseinandersetzung mit den Planunterlagen 

in der Einwendung erfolgen muss.  

¶ An die Stellungnahmen und Einwendungen der anerkannten Naturschutz -  und Umweltverbän de wer-

den wegen des den Verbänden unterstellten Sachverstands hohe Anforderungen gestellt. So soll ein 

Verband etwa die fehlende Berücksichtigung einer Tier -  oder Pflanzenart oder eines Lebensraums 

nicht mehr vor Gericht rügen können, wenn das nicht bereit s in der Stellungnahme erwähnt wurde.  

Um den Anforderungen zu genügen, sollten in einem Planungs -  und/oder Zulassungsverfahren auch organi-

satorische Vorkehrungen getroffen werden.  

¶ Für anerkannte Vereinigungen ist im Bundesnaturschutzgesetz und teilweise zu sätzlich in den Lan-

desnaturschutzgesetzen eine Mitwirkung bei bestimmten Planungs -  und Zulassungsverfahren, an der 

Vorbereitung von Naturschutz- Verordnungen und anderen besonders naturschutzrelevanten Verfa h-

ren vorgesehen. Sie können sich gleichermaßen wie  Behörden und andere Träger öffentlicher Belange 

an den Planungen beteiligen, indem sie sich dazu äußern. Für die Umweltverbände werden im fo l-

genden Ablaufschema Hinweise zur Gestaltung des verbandsinternen Ablaufs in Beteiligungsverfahren 

gegeben, um imme r wieder vorkommende Fehler zu vermeiden.  

¶ Für Bürgerinitiativen und Einzelpersonen gelten die Regelungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung. Auch 

von ihnen wird aber verlangt, dass sie eine  ̆nach ihren Möglichkeiten -  ˠqualifizierte˞ Stellung-

nahme bzw. Einwendung abgeben. Für sie können daher die Hinweise sinngemäß gelten.  
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¶ Die Gemeinden müssen sich insbesondere in Planfeststellungsverfahren darüber klar werden, dass sie 

sowohl als Träger öffentlicher Belange wie auch als Betroffene (in ihrer Planungshohe it, in ihrem 

gemeindlichen Eigentum, in ihrer Eigenschaft als Träger von Einrichtungen, wie Kindergärten, Schulen,  

Altenheimen etc.) ihre Stellungnahme und Einwendung abgeben müssen. In Planfeststellungsverfahren 

fallen die Fristen für die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und die Einwendungen der  

Betroffenen häufig auseinander. Die Gemeinde muss dann zwei Fristen beachten. Für sie ist daher umso 

wichtiger, dass sie den verwaltungsinternen Ablauf so gestaltet, dass keine der Fristen versäumt wird. 

Auch für sie können daher die folgenden Hinweise sinngemäß gelten.   

 

Stellungnahmen/Einwendungen durch die anerkannten Naturschutz -  und Umweltverbände  ̆Empfehlun-

gen zur Gestaltung des verbandsinternen Ablaufs  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


